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Handeln direkt aus der Situation der unmittelbaren Gefahr 
ergibt7, und setzt damit auch Maßstäbe für die Auslegung 
des § 325 ZGB.8 Auch für diese Bestimmung muß gelten, daß 
die Pflicht zum Handeln dann gegeben ist, wenn die objekti­
ven Gegebenheiten der konkreten Situation erkennen lassen, 
daß der Eintritt von Schäden möglich ist. Eine unmittelbare 
Gefahr ist nie abstrakt, sondern immer konkret. Deshalb ist 
eine derartige Situation nicht bereits dann gegeben, wenn 
zwar Umstände vorliegen, die — für sich beurteilt — geeignet 
sind, einen Schaden herbeizuführen, die r e a l e  Möglich­
keit dazu aber nur beim Hinzukommen weiterer Aspekte ge­
geben ist.9

Wenn man diese Überlegungen auf das o. g. Beispiel der 
Verletzung der Räum- und Streupflicht anwendet, so ergibt 
sich folgendes:

Bei Eisglätte besteht abstrakt immer die Gefahr von Per­
sonenschäden, real möglich sind solche aber nur dann, wenn 
sich Passanten auf dem entsprechenden Wegstück befinden. 
Die Rechtspflicht, den Gehweg zu streuen, ergibt sich hier 
m. E. aus der Beurteilung der Gesamtsituation. Ist aus dem 
Zusammenwirken aller tatsächlich gegebenen Umstände eine 
unmittelbare, d. h. konkrete Gefahr eines Schadenseintritts 
erkennbar, dann entsteht nach § 325 ZGB eine Rechtspflicht 
zum Handeln. Eine solche Rechtspflicht kann aus diesen 
Gründen auch nicht zeitlich beschränkt sein. Stellt der An­
lieger z. B. bereits vor 6 Uhr oder erst nach 22 Uhr Eisglätte 
fest und wird der Gehweg von Passanten begangen, dann ist 
er auch zu diesen Zeiten zum Streuen verpflichtet. Zeitliche 
Begrenzungen—wie sie in Ortssatzungen geregelt sind —kön­
nen m. E. nur insoweit von Bedeutung sein, als sie den Ver­
pflichteten darauf hinweisen, wann vor allem, entsprechend 
der örtlichen Situation, mit Passantenverkehr zu rechnen 
ist. Sie entbinden ihn aber nicht davon, sein Verhalten auf 
die tatsächlichen Gegebenheiten einzurichten und bei er­
kannten unmittelbaren Gefahrensituationen zu handeln.

Umfang der Rechtspflicht zum Handeln
nach Erkennen einer unmittelbaren Gefahrensituation

Der hier vertretene Reehtsstandpunkt wirft sofort die wei­
tere Frage auf, welchen Umfang die rechtliche Verpflichtung 
zum Handeln hat. Wenn es auch aus den dargelegten Grün­
den eine zeitliche Begrenzung der rechtlichen Verpflichtung 
nicht geben kann, so ist m. E. doch eine räumliche Begren­
zung dieser Verpflichtung gerechtfertigt. Das soll an einem 
Beispiel verdeutlicht werden:

Der Anlieger A. hat vor seinem Grundstück den Gehweg 
von Schnee und Eis pflichtgemäß geräumt und Sand gestreut. 
Dabei stellte er fest, daß sein Nachbar, der Anlieger B., der 
Räum- und Streupflicht nicht nachgekommen ist. Passanten 
können deshalb wegen der Eisglätte dieses Wegstück nur mit 
großen Schwierigkeiten passieren. Obwohl A. die unmittel­
bare Gefahrensituation auf dem Gehweg vor dem Grund­
stück des B. erkannt hat, obliegt ihm keine Rechtspflicht, 
auch auf diesem Wegstück zu räumen und zu streuen. Dies 
zu fordern wäre m. E. eine unzumutbare und auch unzuläs­
sige Ausweitung der Rechtspflicht, in Gefahrensituationen 
zu handeln.

Überall dort, wo durch Rechtsvorschriften — auch durch 
solche in Stadt- und Gemeindeordnungen, die Anliegerpflich­
ten regeln — Verantwortungsbereiche räumlich fixiert wer­
den, beschränkt sich die Rechtspflicht, Schaden vorzubeugen 
bzw. drohende Schäden und Gefahren abzuwehren, auf die­
sen Verantwortungsbereich.10

Dies gilt für die Wahrnehmung allgemeiner Vorsorge­
pflichten nach § 324 ZGB; es muß aber m. E. auch dann gel­
ten, wenn es um Rechtspflichten in Situationen einer un­
mittelbaren Gefahr geht. Rechtspflichten vorbeugenden Cha­
rakters treffen jeweils denjenigen, dem ein bestimmter 
Verantwortungsbereich durch Rechtsvorschrift zugeordnet 
wurde. Das gilt m. E. auch dann, wenn in Gefahrensituatio­
nen einem konkreten Schadenseintritt vorgebeugt werden 
muß. Der Anlieger ist deshalb zwar zeitlich unbegrenzt, je­
doch räumlich begrenzt, nämlich nur für seine Fläche ver­
antwortlich.

Anders wäre die Rechtslage zu beurteilen, wenn bereits

ein konkreter Schaden eingetreten ist, ein Bürger z. B. wegen 
der Eisglätte gestürzt ist und sich „verletzt hat. In einem 
solchen Fall hat die Rechtspflicht zum Handeln keinen vor­
beugenden Charakter mehr, sondern sie trifft jeden, der da­
von Kenntnis erlangt, so z. B. auch einen vorüberkommenden 
Passanten. Eine Entlastung von dieser Pflicht kann es weder 
in zeitlicher noch in räumlicher Hinsicht geben, sondern nur 
im Rahmen des § 325 Satz 2 ZGB, also im Rahmen der Ver­
hältnismäßigkeit von Gefahr und eventuellem eigenen oder 
anderen Schaden.

Abschließend läßt sich feststellen:
§ 325 ZGB normiert eine eigenständige zivilrechtliche 

Rechtspflicht zum Handeln, die im Falle ihrer Verletzung 
unmittelbar zur Verantwortlichkeit nach § 330 ZGB führt. 
Diese Rechtspflicht ist an das Vorliegen einer unmittelbaren 
Gefahr gebunden. § 325 ZGB ist deshalb seinem Charakter 
nach eine zivilrechtliche Spezialnorm zur Begründung der 
zivilrechtlichen materiellen Verantwortlichkeit für eine 
Schadenszufügung infolge Unterlassens. Die Rechtspflicht 
zum Handeln hat — in Übereinstimmung mit anderen die 
rechtliche Verantwortlichkeit wegen eines Unterlassene re­
gelnden Rechtsvorschriften — dort ihre Grenzen, wo durch 
ihre Befolgung das Leben oder die Gesundheit des Handeln­
den selbst bzw. anderer Bürger gefährdet werden würde.
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Seit dem Erscheinen der 1. Auflage des Lehrbuchs im Jahre 1977 (vgl. dazu 
die Bemerkungen von F. Mühlberger/K. Schulze in NJ 1978, Heft 6, S. 245 ff., 
und Heft 8, S. 335 ff.) sind eine Reihe wichtiger neuer Rechtsvorschriften er­
lassen worden, wie z. B. die beiden StÄG von 1977 und 1979, das StAG, das 
GGG, StrafvoilzugsG und das WiedereingliederungsG. Bei der 2. Auflage sind 
diese neuen Rechtsvorschriften, grundlegende Orientierungen des Obersten 
(Berichts, Erfahrungen der Rechtsprechung sowie neue theoretische Erkennt­
nisse berücksichtigt worden.

Das Autorenkollektiv war bemüht, durch Hinweise auf die Probleme der 
Straf rechts prechung die praxisbezogene Darstellung des Strafverfahrensrechts 
und seiner Anwendung zu verstärken. Einige Teile des Lehrbuchs wurden völlig 
neugestaltet, so z. B. die Abschnitte über die Leitung des Ermittlungsverfah­
rens. Dem Charakter eines Lehrbuchs entsprechend, wurde auf eine detaillierte 
Kommentierung der Gesetze verzichtet; sie bleibt der Neuauflage des StPO- 
Kommentars Vorbehalten.


